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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
 
des Herrn  

 
Beschwerdeführers, 

 
 
gegen 
 

1. den Bescheid des Finanzamts Kleve vom 16. April 2024 
auf den 1. Januar 2022 über die Feststellung des Grund-
steuerwerts 

2. den Bescheid des Finanzamts Kleve vom 16. April 2024 
auf den 1. Januar 2022 über die Feststellung des Grund-
steuerwerts 
 
 

 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 10. September 2024 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 



2 
 
 
 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 

 

G r ü n d e : 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist. 

 

Dabei kann offenbleiben, ob der Beschwerdeführer die Möglichkeit der Verletzung 

eines seiner in der Landesverfassung enthaltenen Rechte hinreichend substantiiert 

aufgezeigt hat (vgl. § 18 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1, § 55 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 

VerfGHG). Unabhängig davon, dass der Beschwerdeführer den Rechtsweg nicht 

erschöpft hat (vgl. § 54 Satz 1 VerfGHG) und keine Umstände vorgebracht hat, die 

eine Vorabentscheidung nach § 54 Satz 2 VerfGHG veranlassen oder die Rechts-

wegerschöpfung unzumutbar erscheinen lassen würden, folgt die Unzulässigkeit 

der Verfassungsbeschwerde jedenfalls aus § 53 Abs. 2 VerfGHG. Danach ist die 

Verfassungsbeschwerde unzulässig, soweit die öffentliche Gewalt des Landes 

Bundesrecht ausführt oder anwendet, es sei denn, die Anwendung betrifft Prozess-

recht des Bundes durch ein Gericht des Landes. Die angegriffenen Bescheide be-

ruhen auf der Anwendung des Bewertungsgesetzes und auf den Ermächtigungs-

grundlagen des § 162 AO zur Schätzung von Besteuerungsgrundlagen sowie des 

§ 164 Abs. 2 AO zur Änderung der Steuerfestsetzung und damit auf der Anwen-

dung materiellen Bundesrechts. 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


